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2 5 1 . GATT; Abschluß von Kündigungsverhandlungen gemäß Art. XXVIII des GATT; Vereinbarte
Niederschrift mit den EG samt Anhängen, Noten an den Generaldirektor des GATT
betreffend Ungarn, die ČSFR und die Türkei jeweils samt Anhang sowie Abkommen
mit den Vereinigten Staaten von Amerika samt Anhängen und Tabelle und Note an
den Generaldirektor des GATT betreffend Vereinigte Staaten von Amerika samt
Anhang
(NR: GP XVIII RV 292 AB 393 S. 59. BR: AB 4226 S. 550.)

251.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß der nachstehenden Staatsverträge: Vereinbarte Niederschrift mit den EG samt
Anhängen, Noten an den Generaldirektor des GATT betreffend Ungarn, die ČSFR und die Türkei jeweils
samt Anhang sowie Abkommen mit den Vereinigten Staaten von Amerika samt Anhängen und Tabelle und
Note an den Generaldirektor des GATT betreffend Vereinigte Staaten von Amerika samt Anhang wird
genehmigt.

GATT; Abschluß von Kündigungsverhandlungen gemäß Art. XXVIII des GATT; Vereinbarte
Niederschrift mit den EG samt Anhängen, Noten an den Generaldirektor des GATT betreffend
Ungarn, die ČSFR und die Türkei jeweils samt Anhang sowie Abkommen mit den Vereinigten
Staaten von Amerika samt Anhängen und Tabelle und Note an den Generaldirektor des GATT

betreffend Vereinigte Staaten von Amerika samt Anhang

Vereinbarte Niederschrift

1. Die Delegation Österreichs und die Delegation der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
haben ihre Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII des GATT hinsichtlich der Abänderung oder
Zurücknahme von Zollzugeständnissen der Liste XXXII — Österreich mit folgenden Vereinbarungen
abgeschlossen:

a) Verhandlungen betreffend die Liste XXXII — Österreich (Anhang I);
b) Abkommen in Form von Notenwechseln zur Abänderung und Ergänzung des Notenwechsels vom

21. Juli 1972 *), zuletzt geändert durch den Notenwechsel vom 14. Juli 1986 **) (Anhang II);
c) Notenwechsel betreffend die Vereinbarung über die Rücknahme des GATT-Vertragszollsatzes für

Schokolade (Anhang III).

2. Sie sind übereingekommen, diese Vereinbarungen ihren jeweiligen Behörden zur Genehmigung
vorzulegen.

Für die Delegation Österreichs:

Margund Belke

Für die Delegation der Kommission der Europäischen Gemeinschaften:

Mogens Marcussen

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 466/1972
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 572/1986
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An den
Generaldirektor des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
Genf

VERHANDLUNGEN ÜBER DIE LISTE XXXII - ÖSTERREICH
Die Delegationen Österreichs und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften haben ihre

Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII hinsichtlich der Abänderung oder Zurücknahme von
Zollzugeständnissen der Liste XXXII — Österreich, laut dem angeschlossenen Bericht, abgeschlossen.

Für die Republik Österreich:

Margund Belke

(unter dem Vorbehalt der Ratifikation)

Für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft:

Mogens Marcussen

Wien, den 4. Juli 1988

ANHANG

Ergebnisse der Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII zur Zurücknahme von
Zollzugeständnissen in der Liste XXXII

ÄNDERUNGEN IN DER LISTE XXXII - ÖSTERREICH

A. Zollzugeständnisse, die zurückgezogen werden
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B. Gebundene Zollsätze, die erhöht werden

C. Senkung oder Änderung von Zollsätzen, die in der bestehenden Liste gebunden
sind
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Wien, den 4. Juli 1988

Herr!

Ich beziehe mich auf die Notenwechsel vom 21. Juli 1972, vom 21. Oktober 1981, vom 12. Januar 1983
und vom 14. Juli 1986 zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Österreich sowie auf die
Verhandlungen, die zwischen den beiden Vertragsparteien stattgefunden haben, um im Anschluß an die
Kündigung bestimmter Vertragszölle aus der GATT-Liste XXXII — Österreich die genannten Abkommen
anzupassen und im Geist von Artikel 15 des Freihandelsabkommens EWG-Österreich die Handelsregelung
für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse festzulegen.

Hiermit bestätige ich, daß bei diesen Verhandlungen folgende Ergebnisse erzielt worden sind:

Die Republik Österreich gewährt der Gemeinschaft einseitig ab dem Inkrafttreten der Rücknahme der
GATT-Vertragszölle, die Gegenstand der oben erwähnten Verhandlungen waren, die im Anhang zu dieser
Note genannten Zollzugeständnisse.

Dieser Notenwechsel bedarf der Zustimmung der Vertragsparteien entsprechend ihren eigenen
Verfahren.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihr Einverständnis mit dem Inhalt dieser Note bestätigen
würden.

Für die Republik Österreich:

Margund Belke

(unter dem Vorbehalt der Ratifikation)
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ANHANG H/2
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Wien, den 4. Juli 1988

Herr!

Ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen Schreibens mit folgendem Inhalt zu bestätigen:

„Ich beziehe mich auf die Notenwechsel vom 21. Juli 1972, vom 21. Oktober 1981, vom 12. Januar
1983 und vom 14. Juli 1986 zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Österreich sowie auf
die Verhandlungen, die zwischen den beiden Vertragsparteien stattgefunden haben, um im Anschluß an die
Kündigung bestimmter Vertragszölle aus der GATT-Liste XXXII — Österreich die genannten Abkommen
anzupassen und im Geist von Artikel 15 des Freihandelsabkommens EWG-Österreich die Handelsregelung
für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse festzulegen.

Hiermit bestätige ich, daß bei diesen Verhandlungen folgende Ergebnisse erzielt worden sind:

Die Republik Österreich gewährt der Gemeinschaft einseitig ab dem Inkrafttreten der Rücknahme der
GATT-Vertragszölle, die Gegenstand der oben erwähnten Verhandlungen waren, die im Anhang zu dieser
Note genannten Zollzugeständnisse.

Dieser Notenwechsel bedarf der Zustimmung der Vertragsparteien entsprechend ihren eigenen
Verfahren.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihr Einverständnis mit dem Inhalt dieser Note bestätigen
würden."

Ich beehre mich, Ihnen die Zustimmung der Europäischen Gemeinschaften zu dem Inhalt dieses
Schreibens zu bestätigen.

Im Namen des Rates der Europäischen Gemeinschaften:

Mogens Marcussen
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Wien, den 4. Juli 1988

Herr!
Ich beehre mich auf die österreichische Notifikation im GATT-Dokument SECRET/323 vom

23. Dezember 1986 zu verweisen.
Darf ich in Erinnerung rufen, daß mit dem erwähnten Dokument Österreich die Vertragsparteien von

seiner Absicht informierte, gemäß den Bestimmungen des Artikels XXVIII Abs. 5 des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens das in der Liste XXXII — Österreich gebundene Zollzugeständnis hinsichtlich
Tarifnummer 18.06 Schokolade, zurückzuziehen. Der Zollsatz war wie folgt gebunden: 32% mindestens
460 Schilling für 100 kg.

Ich möchte bestätigen, daß der Hauptlieferant dieses Produktes die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft ist; die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat daher Verhandlungsrechte im Sinne des
Artikels XXVIII des Allgemeinen Abkommens hinsichtlich dieser österreichischen Zollbindung.

Auf Grund der Konsultationen, die zwischen unseren Delegationen stattfanden, möchte ich im Namen
der österreichischen Behörden bestätigen, daß folgende Übereinkunft getroffen wurde:

1. Die Gemeinschaft ist bereit, in diesem Stadium auf ihre Verhandlungsrechte zu verzichten, damit
Österreich das GATT-Verfahren zur Zurücknahme der in der oben erwähnten Tarifposition
angeführten Konzessionen durchführen kann.

2. Wenn Österreich jedoch in Zukunft für Waren, die ihren Ursprung in der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft haben, einen Zoll oder eine Abgabe einhebt, die den früher gebundenen
Zollsatz von 32% mindestens Schilling 460,— für 100 kg übersteigt, werden die österreichischen
Behörden — über Ersuchen — sofort Konsultationen mit der Gemeinschaft aufnehmen, um
geeignete Maßnahmen mit dem Ziel zu ergreifen, der Gemeinschaft einen Ausgleich entsprechend
ihren Rechten gemäß Artikel XXVIII des GATT zu gewähren.

Für die Regierung der Republik Österreich:
Margund Belke

(unter dem Vorbehalt der Ratifikation)
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Wien, den 4. Juli 1988
Herr!

Ich beehre mich den Erhalt Ihres Schreibens zu bestätigen, welches wie folgt lautet:

„Ich beehre mich auf die österreichische Notifikation im GATT-Dokument SECRET/323 vom
23. Dezember 1986 zu verweisen.

Darf ich in Erinnerung rufen, daß mit dem erwähnten Dokument Österreich die Vertragsparteien von
seiner Absicht informierte, gemäß den Bestimmungen des Artikels XXVIII Abs. 5 des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens das in der Liste XXXII — Österreich gebundene Zollzugeständnis hinsichtlich
Tarifnummer 18.06 Schokolade, zurückzuziehen. Der Zollsatz war wie folgt gebunden: 32% mindestens
460 Schilling für 100 kg.

Ich möchte bestätigen, daß der Hauptlieferant dieses Produktes die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft ist; die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat daher Verhandlungsrechte im Sinne des
Artikels XXVIII des Allgemeinen Abkommens hinsichtlich dieser österreichischen Zollbindung.

Auf Grund der Konsultationen, die zwischen unseren Delegationen stattfanden, möchte ich im Namen
der österreichischen Behörden bestätigen, daß folgende Übereinkunft getroffen wurde:

1. Die Gemeinschaft ist bereit, in diesem Stadium auf ihre Verhandlungsrechte zu verzichten, damit
Österreich das GATT-Verfahren zur Zurücknahme der in der oben erwähnten Tarifposition
angeführten Konzessionen durchführen kann.

2. Wenn Österreich jedoch in Zukunft für Waren, die ihren Ursprung in der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft haben, einen Zoll oder eine Abgabe einhebt, die den früher gebundenen
Zollsatz von 32% mindestens Schilling 460,— für 100 kg übersteigt, werden die österreichischen
Behörden — über Ersuchen — sofort Konsultationen mit der Gemeinschaft aufnehmen, um
geeignete Maßnahmen mit dem Ziel zu ergreifen, der Gemeinschaft einen Ausgleich entsprechend
ihren Rechten gemäß Artikel XXVIII des GATT zu gewähren."

Ich möchte mein Einverständnis zu dieser Vereinbarung bestätigen.

Ich erlaube mir den folgenden Punkt, den Sie bereits während unserer Konsultationen zur Kenntnis
genommen haben und der für die Gemeinschaft von Interesse ist, anzufügen. Auf der Grundlage des
Freihandelsabkommens zwischen der Gemeinschaft und Österreich genießt die Gemeinschaft eine
Präferenzspanne von 12 Prozentsatzpunkten infolge des Wegfalls des 12%igen Zollsatzes (fester
Teilbetrag) für dieses Produkt ab 1. Juli 1977. Die Gemeinschaft hat ein Interesse, daß diese Spanne auch in
Zukunft beibehalten wird.

Im Namen des Rates der Europäischen Gemeinschaften:

Mogens Marcussen
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(Übersetzung)

An den

Generaldirektor des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
Genf

VERHANDLUNGEN ÜBER DIE LISTE XXXII - ÖSTERREICH

Die Delegationen Österreichs und Ungarns haben ihre Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII
hinsichtlich der Abänderung oder Zurücknahme von Zollzugeständnissen der Liste XXXII — Österreich,
laut dem angeschlossenen Bericht, abgeschlossen.

Für die Delegation Österreichs:
(unter Vorbehalt der Ratifikation)

Margund Belke

Für die Delegation Ungarns:
(unter Vorbehalt der Ratifikation)

Dr. Sandor Nagy

Ergebnisse der Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII zur Zurücknahme von
Zollzugeständnissen in der Liste XXXII

ÄNDERUNGEN IN DER LISTE XXXII - ÖSTERREICH

A. Zollzugeständnisse, die zurückgezogen werden
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D. Neue Zollzugeständnisse, die in der bestehenden Liste nicht enthalten sind
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(Übersetzung)

An den
Generaldirektor des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
Genf

VERHANDLUNGEN ÜBER DIE LISTE XXXII - ÖSTERREICH

Die Delegationen Österreichs und der Tschechoslowakei haben ihre Verhandlungen gemäß
Artikel XXVIII hinsichtlich der Abänderung oder Zurücknahme von Zollzugeständnissen der Liste XXXII
— Österreich, laut dem angeschlossenen Bericht, abgeschlossen.

Für die Delegation Österreichs:
(unter Vorbehalt der Ratifikation)

Mag. Josef Mayer

Für die Delegation der Tschechoslowakei:

Miroslav Pravda

Ergebnisse der Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII zur Zurücknahme von
Zollzugeständnissen in der Liste XXXII

ÄNDERUNGEN IN DER LISTE XXXII - ÖSTERREICH

A. Zollzugeständnisse, die zurückgezogen wurden

C. Senkung oder Änderung von Zollsätzen, die in der bestehenden Liste gebunden
sind
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(Übersetzung)

An den

Generaldirektor des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
Genf

VERHANDLUNGEN ÜBER DIE LISTE XXXII - ÖSTERREICH

Die Delegationen Österreichs und der Türkei haben ihre Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII
hinsichtlich der Abänderung oder Zurücknahme von Zollzugeständnissen der Liste XXXII — Österreich,
laut dem angeschlossenen Bericht, abgeschlossen.

Für die Delegation Österreichs:
(unter Vorbehalt der Ratifikation)

Margund Belke

Für die Delegation der Türkei:

Ertogrul Tepe

Ergebnisse der Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII zur Zurücknahme von
Zollzugeständnissen in der Liste XXXII

ÄNDERUNGEN IN DER LISTE XXXII — ÖSTERREICH

A. Zollzugeständnisse, die zurückgezogen werden
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C. Senkung oder Änderung von Zollsätzen, die in der bestehenden Liste gebunden
sind

D. Neue Zollzugeständnisse, die in der bestehenden Liste nicht enthalten sind
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Österreich gewährt der Türkei ein ursprüngliches Verhandlungsrecht (INR) für
diese Zollsätze.
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(Übersetzung)

ABKOMMEN ZUM ABSCHLUSS DER VERHANDLUNGEN ZWISCHEN DER REGIERUNG
DER VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA UND DER REGIERUNG DER REPUBLIK
ÖSTERREICH GEMÄSS ARTIKEL XXVIII DES ALLGEMEINEN ZOLL- UND HANDELS-

ABKOMMENS

Zufolge von Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
(GATT) hinsichtlich Änderung oder Zurücknahme von Zugeständnissen in der Liste XXXII seitens der
Republik Österreich sind die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und die Regierung der
Republik Österreich wie folgt übereingekommen:

1. Die Regierung der Republik Österreich wird die Zollzugeständnisse zurücknehmen, die in der im
Anhang I dieses Abkommens angeschlossenen Liste angeführt sind.

2. Beginnend mit dem Tag, an dem die Zurücknahme obiger Zugeständnisse in Kraft tritt, gewährt die
Regierung der Republik Österreich einen jährlichen Zutritt für frisches oder gekühltes, erstklassiges
Rindfleisch in Teilstücken gemäß den im Anhang II dieses Abkommens enthaltenen Bestimmungen.

3. Der im Einklang mit diesem Abkommen gewährte jährliche Zutritt beträgt 400 metrische Tonnen, die
gemäß Absatz 5 zu einem Zollsatz, der 20 Prozent des Wertes nicht übersteigt, eingeführt werden.
Zumindest achtzig (80) Prozent der Zutrittsmenge muß Einfuhren frischer oder gekühlter
portionierter Steaks und Lungenbraten vorbehalten bleiben, wie sie im Anhang II dieses Abkommens
beschrieben sind. Für Zwecke dieses Abkommens gilt der 1. Jänner jedes Jahres als Beginn des
Zutrittsjahres.

4. Der in diesem Abkommen neu festgelegte Zutritt von 400 metrischen Tonnen erfolgt getrennt von und
zusätzlich zu den vorhandenen 600 metrischen Tonnen „erstklassigen Rindfleisches", wie gemäß der
Vereinbarung zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und Österreich betreffend
landwirtschaftliche Erzeugnisse vom 17. Oktober 1979 (im folgenden „Vereinbarung 1979" genannt)
festgelegt. Einfuhren gemäß dieses neuen Zutritts von 400 metrischen Tonnen darf nicht von der
Ausnützung des jährlichen Zutrittes der vorhandenen 600 metrischen Tonnen abhängig gemacht
werden.

5. Der variable Importausgleich, der gemäß diesem neuen jährlichen Zutritt für frisches oder gekühltes
„erstklassiges Rindfleisch" in Teilstücken, wie im Anhang II dieses Abkommens festgelegt, festgesetzt
werden kann, überschreitet als Höchstzollsatz von 20 Prozent des Wertes nicht die Differenz
zwischen dem US-Preis des Erzeugnisses und dem höheren österreichischen Inlandspreis des
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Erzeugnisses, vermindert um die Einfuhrkosten und eine angemessene Einfuhrgewinnspanne. Bei der
Berechnung des Ausgleiches werden für gleichartige Erzeugnisse dieselben Parameter, unabhängig
davon, ob sie gemäß dem neuen Zutritt von 400 metrischen Tonnen oder jenem im Einklang mit der
Vereinbarung 1979 *) eingeführt werden, herangezogen. Die Regierung der Republik Österreich stellt
auf Ersuchen der Regierung der Vereinigten Staaten eine detaillierte Erklärung der wirtschaftlichen
Variablen, die für die Berechnung des variablen Importausgleiches herangezogen werden, zur
Verfügung. Bei der Ausarbeitung dieser Erklärung kann die Regierung der Republik Österreich nach
ihrem Ermessen angemessene Schätzungen vertraulicher Geschäftsdaten vornehmen.

6. Im Falle der Einführung eines Ausschreibungssystems für erstklassiges Rindfleisch seitens der
Regierung der Republik Österreich werden in den Ausschreibungen sowohl die im Teil II, Absatz 3
der Vereinbarung 1979 angeführten Zeugnisse als auch die laut Anhang IV der Vereinbarung 1979
festgelegten Qualitätsbestimmungen angegeben, je nachdem, was zutrifft.

7. Um die volle Ausnützung des Zutrittes zu fördern und unwirtschaftliche Sendungen zu vermeiden,
wird in beiden vorgenannten Abkommen folgendes vorgesehen:

7.1 Auf der Basis eines Lizenzvergabesystems anhand früherer Einfuhrkonstellationen wird neuen
Importeuren ein Anteil von 10 Prozent zugeteilt. Sollten diesbezügliche Ansuchen unter dieser
Prozentgrenze bleiben, so wird die Differenz dem Anteil anderer Importeure zugeteilt.

7.2 Für Mengen unter 1 (einer) metrischen Tonne werden keine Lizenzen ausgestellt.

8. Für den Fall, daß ein beabsichtigtes österreichisches Gesetz, eine Verordnung oder Durchführungsbe-
stimmung, wie das im Absatz 6 beschriebene Ausschreibungssystem, wesentliche Auswirkungen auf die
Handelsbedingungen hinsichtlich von Einfuhren der in diesem Abkommen bzw. der Vereinbarung
1979 festgelegten Erzeugnisse hat, verständigt die Regierung der Republik Österreich die Regierung
der Vereinigten Staaten zum frühest möglichen Zeitpunkt von einer derartigen Absicht. Auf Grund
einer solchen Verständigung oder aus eigener Initiative kann die Regierung der Vereinigten Staaten
ersuchen, daß die Regierung der Republik Österreich und die Regierung der Vereinigten Staaten
innerhalb von 30 Tagen Konsultationen hinsichtlich der möglichen Vollziehung eines derartigen
Gesetzes, einer Verordnung oder einer Durchführungsbestimmung abhalten, um zu gewährleisten,
daß die Vollziehung einer derartigen Maßnahme die Vorteile, die sich aus diesem Abkommen oder der
Vereinbarung 1979 ergeben, nicht zunichte macht oder schmälert.

9. In Bezug auf das Ansuchen Österreichs, den Europäischen Gemeinschaften beizutreten, stimmt die
Regierung der Republik Österreich zu, mit den Vereinigten Staaten hinsichtlich der Auswirkung der
Vorteile, die sich aus diesem Abkommen und der Vereinbarung 1979 ergeben, Konsultationen
abzuhalten. Derartige Konsultationen sind innerhalb eines angemessenen Zeitraumes vor einem
solchen Beitritt abzuhalten, jedenfalls aber mindestens 60 Tage vorher. Im Beitrittsfalle bleiben die
US-Rechte aus diesem Abkommen und aus der Vereinbarung 1979 gemäß Artikel XXIV: 6 sowie
anderer bezughabender Bestimmungen des GATT vorbehalten.

10. Die Regierung der Republik Österreich wird gewährleisten, daß die Bestimmungen dieses
Abkommens zur Gänze und unverzüglich durchgeführt werden.

11. Die Parteien dieses Abkommens stimmen überein, sowohl im allgemeinen als auch insbesondere im
Falle des NichtZustandekommens einer für beide Seiten zufriedenstellenden Lösung gemäß Absatz 8
bzw. 9 dieses Abkommens, sich ihre GATT-Rechte vorzubehalten, einschließlich des Rechtes, die
Angelegenheit einer Streitschlichtung zuzuführen.

12. Die Anhänge dieses Abkommens stellen einen integrierten Bestandteil desselben dar.

13. Beide Parteien erklären, daß dieses Abkommen einen für beide Seiten zufriedenstellenden Abschluß
der Verhandlungen darstellt, die gemäß Artikel XXVIII des GATT hinsichtlich der im Absatz 1
genannten Zugeständnisse geführt wurden.

Für die Regierung der Republik Österreich
Dr. Winfried Lang

(unter dem Vorbehalt der Ratifikation)

Für die Regierung der Vereinigten Staaten
Rufus Yerxa

(Unterschrift des Botschafters der Vereinigten Staaten beim GATT)

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 17/1980
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ANHANG I

Zollzugeständnisse, die zurückgezogen werden
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ANHANG II

Der im Absatz 2 des Abkommens zwischen der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und
der Regierung der Republik Österreich angeführte jährliche Zutritt unterliegt folgenden Bestimmungen:

1. Das für einen solchen Zutritt in Betracht kommende Rindfleisch in Teilstücken ist frisches oder
gekühltes „erstklassiges. Rindfleisch" zur Verwendung in der Hotellerie und Gastronomie im
Rahmen der Tarifnummern 02.01.20 B oder 02.01.30 B, wie in der Tabelle I dieses Anhanges
beschrieben.

2. Als „erstklassiges Rindfleisch" gilt das im Anhang IV der Vereinbarung 1979, zusammen mit seiner
Erläuterung, definierte Rindfleisch.

3. Der in diesem Abkommen bestimmte jährliche Zutritt wird im Rahmen des österreichischen
Fleischimportregimes abgewickelt.

3.1 Falls in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist:
3.1.1 Kann die Regierung der Republik Österreich an der Grenze Sendungen im Rahmen des neuen

jährlichen Zutrittes von 400 metrischen Tonnen in einer Weise abwickeln, die mit der
Grenzabwicklung von Erzeugnissen ident ist, die gemäß der Vereinbarung 1979 eingeführt werden.

3.1.2 Kann die Regierung der Republik Österreich den jährlichen Zutritt der 400 metrischen Tonnen
saisonbedingt in bis zu drei Teile unterteilen, entsprechend der Nachfragesituation.

3.1.3 Verwaltet die Regierung der Republik Österreich das Ausmaß des Zutrittes der 400 metrischen
Tonnen, und des Zutrittes der 600 metrischen Tonnen gemäß der Vereinbarung 1979, in einer
Weise, die die volle Ausnützung des Ausmaßes dieser Zutritte gewährleistet.

3.2 Jede Sendung wird von einem, vom Landwirtschaftsministerium der Vereinigten Staaten
ausgestellten, Ursprungszeugnis begleitet.

3.2.1 Das Ursprungszeugnis wird den österreichischen Zollbehörden bei der Abfertigung zum freien
Verkehr vorgelegt.

3.2.2 Jedes Zeugnis enthält folgende Erklärung: „Die Ware entspricht hinsichtlich Ursprung und Qualität
den Erfordernissen der Begriffsbestimmung für erstklassiges Rindfleisch, wie sie in der
Quotenvereinbarung vom 12. April 1979 zwischen Österreich und den Vereinigten Staaten enthalten
sind."

3.2.3 Jede Sendung wird von den Vereinigten Staaten direkt nach Österreich versandt.

4. Nur für das erste Jahr gelten die folgenden Bestimmungen:

4.1 Der jährliche Zutritt gemäß diesem Abkommen entspricht 400 metrischen Tonnen, multipliziert mit
einem Bruch, in dem der Zähler der Anzahl der zu jenem Datum verbleibenden Kalendertage
entspricht, an dem die Zurücknahme der Zugeständnisse gemäß Absatz 1 dieses Abkommens in
Kraft tritt, und der Nenner 365 lautet.
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4.2 Auf Basis eines Lizenzvergabesystems anhand früherer Einfuhrkonstellationen werden die
Ausnützung der Vereinbarung 1979 und die Einfuhren gleichartigen Rindfleisches, das nicht unter
die oben genannte Vereinbarung fällt, als Richtlinien für die Lizenzvergabe herangezogen.

TABELLE I
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(Übersetzung)
An den
Generaldirektor des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
Genf

VERHANDLUNGEN ÜBER DIE LISTE XXXII - ÖSTERREICH

Die Delegationen Österreichs und der Vereinigten Staaten haben ihre Verhandlungen gemäß
Artikel XXVIII hinsichtlich der Abänderung oder Zurücknahme von Zollzugeständnissen der Liste XXXII
— Österreich, laut dem angeschlossenen Bericht, abgeschlossen.

Für die Delegation Österreichs
(unter Vorbehalt der Ratifikation)

Dr. Winfried Lang

Für die Delegation der Vereinigten Staaten
Rufus Yerxa
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Ergebnisse der Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII zur Zurücknahme von
Zollzugeständnissen in der Liste XXXII

ÄNDERUNGEN IN DER LISTE XXXII - ÖSTERREICH

A. Zollzugeständnisse, die zurückgezogen werden
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D. Neue Zollzugeständnisse, die in der bestehenden Liste nicht enthalten sind

TEIL I



1218 95. Stück — Ausgegeben am 15. Mai 1992 — Nr. 251

Die anläßlich der Unterzeichnung der Staatsverträge erklärten Vorbehalte der Ratifikation wurden am
1. April 1992 zurückgenommen. Die Vereinbarte Niederschrift, die Noten an den Generaldirektor des
GATT betreffend die ČSFR und die Türkei, sowie das Abkommen mit den Vereinigten Staaten von
Amerika sind mit 1. April 1992 in Kraft getreten. Das Inkrafttreten der Note an den Generaldirektor des
GATT betreffend Ungarn wird zu einem späteren Zeitpunkt kundgemacht.

Vranitzky


